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Bahnsuizid eines ausreisepflichtigen nepalesischen Staatsangehörigen in Gifhorn

Bei dem 40jährigen nepalesischen Staatsangehörigen, der sich in Selbstötungsabsicht am 01.03.2011 im Bahnhof Gifhorn von einem Zug überrollen lassen hat (siehe  Bericht der Aller-Zeitung vom 02.03.2011) handelt es sich um den ausreisepflichtigen abgelehnten Asylbewerber Shambhu Lama, geb. 20.02.1971 in Flupinkot/Nepal.

Herr Lama war dem Landkreis Gifhorn zugewiesen und dort in der Flüchtlingsunterkunft des Landkreises in Meinersen gemeldet. Tatsächlich hielt er sich dort nur sporadisch (seit dem 08.12.2010 insgesamt nur 7 Tage) auf.

Der Ausländer reiste am 09.05.1996 in das Bundesgebiet ein und stellte unter der Alias-Identität: Dawar GOLLE geb. 01.01.1970 in Buthan, einen Asylantrag, der am 11.06.1996 vom Bundesamt für ausländische Flüchtlinge abgelehnt wurde. Eine dagegen erhobene Klage wurde vom VG Braunschweig abgewiesen. Er war seit dem 12.12.1996 vollziehbar zur Ausreise verpflichtet. 

In den Jahren 2000 bis 2004 wurde L. in die Ausreiseeinrichtung der heutigen LAB NI  in Braunschweig zur Aufklärung seiner Identität aufgenommen. Eine Identitätsklärung konnte nicht erfolgen. Er wurde zurück in den LK Gifhorn verteilt. Und tauchte in der Folgezeit mehrfach unter, so dass sein Aufenthalt fast 4 Jahre unbekannt blieb. Nach einem Wiederaufgriff im Bundesgebiet im Sept. 2009 wurde er  der ZAAB NI in Braunschweig erneut zugewiesen und in die Ausreiseeinrichtung aufgenommen. Am 28.10.2009 gab er seine wahre Identität preis. Die daraufhin von der ZAAB NI eingeleitete Passersatzpapierbeschaffung war nach mehr als einem Jahr erfolgreich. Im Jan 2011 hat die ZAAB NI von der nepalesischen Botschaft in Berlin ein Passersatzpapier erhalten.

Bereits am 08.12.2010 wurde der Ausländer erneut in den LK GF verteilt und dort in dem Flüchtlingswohnheim in Meinersen untergebracht. Er hat sich dort – wie oben erwähnt – nur sporadisch aufgehalten

Im Februar 2011 wurde die Abschiebung, die für den 03.03.2011 terminiert war, eingeleitet. Der Abschiebungstermin war dem Ausländer bekanntgegeben worden.

Am  25.02.2011 hat die bevollmächtigte Anwaltin beim VG Braunschweig einen Antrag gem. § 123 VwGO zur Aussetzung der Abschiebung gestellt. Noch bevor das VG BS über den Antrag entscheiden konnte hat sich der Ausländer selbst getötet.

Auf Grund einer rechtskräftigen Verurteilung wegen gefährlicher Körperverletzung im Jahr 2010 wurde der Ausländer aus dem Bundesgebiet ausgewiesen und eine Abschiebung in Begleitung vorbereitet 

Herr L. soll angeblich Vater eines deutschen Kindes sein.  Er hat der Ausländerbehörde weder eine Geburtsurkunde noch eine Vaterschaftsanerkennung, Sorgerechtserklärung oder eine sonstige Erklärung abgegeben auf Grund dessen die ABH ein mögliches Aufenthaltsrecht zur Ausübung der Personensorge für ein deutsches Kind hätte prüfen können. 

Die Flüchtlingsunterkunft des Landkreises Gifhorn in Meinersen steht im besonderen Fokus des Niedersächsischen Flüchtlingsrates, weil vom Landkreis die frühere stadtnahe Unterbringung in Gifhorn-Garmsen aufgegeben  und die Bewohner in dem ca. 12 km von Gifhorn entfernt liegenden Flüchtlingswohnheim in Meinersen untergebracht wurden. Die Bewohner haben versucht, sich  dieser Unterbringung in dem weniger verkehrsgünstig gelegenem Ort Meinersen zu widersetzen.

Im Auftrage

Burghardt

